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Entwurf eines Zwölften Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(12. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Anderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 129 Abs. 1 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„Der Antrag ist innerhalb einer Ausschlußfrist 
zu stellen; diese wird für die Erlaßzeiträume, die 
nach dem 31. Dezember 1955 beginnen, durch 
Rechtsverordnung bestimmt. Die Ausschlußfrist 
für den allgemeinen Erlaßzeitraum 1956 bis 1958 
gilt auch für Anträge, die sich auf frühere Erlaß- 
zeiträume beziehen, und für Anträge wegen un- 
günstiger Ertragslage des Grundstücks nach dem 
Hypothekensicherungsgesetz und seinen Durch- 
führungsverordnungen, wenn ein Erlaß bei Be- 
ginn der Ausschlußfrist noch gewährt werden 
konnte." 

2. In § 1 29 Abs. 4 werden die Worte „ der kleinste der 
drei folgenden Beträge" durch die Worte „der 
kleinere der beiden folgenden Beträge" ersetzt. 
Am Ende der Nummer 2 wird ein Punkt gesetzt. 
Die Nummer 3 wird gestrichen. 

3. In § 129 Abs. 7 werden die beiden ersten Sätze 
durch die folgenden drei Sätze ersetzt: 

„Die Zinsen aller Abgabeschulden werden vor 
den Tilgungsleistungen aller Abgabeschulden er- 
lassen. Sind die Zinsen nicht in vollem Umfang 
zu erlassen, so werden zuerst die jeweils früher 
fälligen Beträge und bei gleichen Fälligkeits- 
terminen zuerst die Beträge für die Abgabeschuld 
aus der jeweils an letzter Stelle gesicherten 
Reichsmarkverbindlichkeit erlassen. Satz 2 gilt 
entsprechend für die Tilgungsleistungen." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

4. In § 131 erhält Absatz 1 die folgende Fassung: 

„(1) Fällige Leistungen können insoweit ge- 
stundet oder erlassen werden, daß dem aus der 
öffentlichen Last (§ 111) verpflichteten Eigen- 
tümer des Grundstücks oder in den Fällen des 
§ 118 dem Abgabeschuldner der für eine beschei- 
dene Lebensführung unerläßliche Betrag ver- 
bleibt; das Nähere hierüber bestimmt der Bun- 
desminister der Finanzen. Die Ausschlußfristen 
nach § 129 Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten für An- 


träge auf Billigkeitsmaßnahmen wegen wirt- 
schaftlicher Bedrängnis oder wegen offenbarer 
Härte im Sinne des Hypothekensicherungsgeset- 
zes und seiner Durchführungsverordnungen ent- 
sprechend." 

5. In § 131 Abs. 2 werden die folgenden Sätze an- 
gefügt: 

„Eigenkapitalzinsen sind nicht abzuziehen. An- 
stelle einer Abschreibung sind die Tilgungs- 
leistungen für die Rechte abzuziehen, für die die 
Zinsen abgezogen werden." 

6. In § 132 Abs. 3 wird der folgende Satz angefügt: 

„Die Ausschlußfristen nach § 129 Abs. 1 Sätze 
2 und 3 gelten für Anträge auf einen Erlaß nach 
Absatz 1 entsprechend," 

7. In § 141 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 3 ein 
Semikolon gesetzt. Die folgende Nummer 4 wird 
angefügt: 

„4. über den Eintritt der Fälligkeit kleiner Ab- 
gabeschulden und aus diesem Anlaß zu ge- 
währende besondere Vergünstigungen, so- 
weit § 200 nicht anzuwenden ist." 


Artikel 2 

Zeitliche Anwendung 

Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 2 und 5 sind 
mit Wirkung vom 1. Januar 1959 ab anzuwenden. 

Artikel 3 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Im Allgemeinen 

Der Entwurf beschränkt sich im wesentlichen auf 
Änderungsvorschläge zu den Vorschriften des 
Lastenausgleichsgesetzes über den Leistungserlaß 
auf dem Gebiet der Hypothekengewinnabgabe 
(§§ 129, 131, 132 LAG). Lediglich die in Artikel 1 
Nr. 7 vorgesehene Ermächtigung zu § 141 LAG hat 
einen anderen Gegenstand; Vorschriften über die 
Fälligstellung kleiner Abgabebeträge haben sich bei 
der Hypothekengewinnabgabe (HGA) als ebenso 
dringlich erwiesen wie bei der Vermögensabgabe, 
für die eine entsprechende Ermächtigung bereits 
durch das 8. ÄndG LAG vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 809) geschaffen worden ist (§ 78 Abs. 2 Nr. 5 
LAG i. d. F. des 8. ÄndG LAG). 

Die Änderungsvorschläge zu den §§ 129, 131, 132 
LAG lassen die Grundsätze der für den Erlaß der 
HGA-Leistungen geltenden gesetzlichen Regelung 
unberührt. Sie sollen lediglich eine einfachere und 
dem Gebot der Rechtssicherheit besser entspre- 
chende Handhabung der Erlaßverfahren ermöglichen 
und im Zusammenhang damit einige in der Praxis 
offenkundig gewordene Unzulänglichkeiten des bis- 
herigen Rechts korrigieren. 

Der Vereinfachung unter dem Gesichtspunkt erhöh- 
ter Rechtssicherheit dienen vorzugsweise die Be- 
stimmungen über eine Ausschlußfrist für die An- 
träge bei sämtlichen Erlaßverfahren (Artikel 1 Nr. 1, 
Nr. 4 und Nr. 6 des Entwurfs) und der Verzicht auf 
die bisher in § 129 Abs. 4 Nr. 3 LAG vorgesehene 
dritte Alternative für die Berechnung der Eigen- 
kapitalzinsen im Rahmen des Ertragslageerlasses 
(Artikel 1 Nr. 2 des Entwurfs). 

Fehlerquellen des bisherigen Rechts sollen durch 
die Neufassung der Vorschriften über die Reihen- 
folge beim Erlaß der einzelnen Abgabeleistungen 
(Artikel 1 Nr. 3 des Entwurfs) und insbesondere durch 
die vorgeschlagene Ergänzung des § 131 Abs. 2 
LAG (Artikel 1 Nr. 5 des Entwurfs) beseitigt werden. 
Die für den Ertragslageerlaß des § 129 LAG vor- 
geschriebene Berücksichtigung der Eigenkapitalzin- 
sen (§ 129 Abs. 4 LAG, § 11 der 17. AbgabenDV-LA) 
und die im Rahmen des gleichen Verfahrens zuge- 
lassene Abschreibung (§ 7 der 17. AbgabenDV-LA) 
können auf den Erlaß wegen wirtschaftlicher Be- 
drängnis des Abgabeschuldners nach § 131 LAG 
nicht in der formalen Weise, die § 131 Abs. 2 LAG 
in seiner bisherigen Fassung vorsieht, übertragen 
werden, ohne daß das Ergebnis zu dem materiellen 
Grundsatz des § 131 Abs. 1 LAG — Freigabe der 
für eine bescheidene Lebensführung des Abgabe- 
schuldners unerläßlichen Mittel — in Widerspruch 
gerät. Der Änderungsvorschlag in Artikel 1 Nr. 5 
des Entwurfs trägt demgegenüber dem besonderen 
Schutzgedanken des § 131 LAG Rechnung, indem 
er anstelle der Abschreibung den Abzug bestimmter 
Tilgungsaufwendungen zuläßt. 


II. Im Besonderen 
Zu Artikel 1 Nr. 1, 4 und 6 

Das Fehlen einer Ausschlußfrist für die Anträge 
nach den §§ 129, 131, 132 LAG hat sich als wesent- 
liches Hemmnis einer ordnungsmäßigen Abwick- 
lung der Erlaßverfahren erwiesen. Die Möglichkeit, 
Erlaßanträge für manchmal schon weit zurücklie- 
gende Zeiträume beliebig nachzuholen, behindert 
nicht nur den planmäßigen Ablauf der Verwaltungs- 
arbeit; sie gefährdet gleichermaßen die Rechtssicher- 
heit auch zu Lasten der Abgabepflichtigen. Das ge- 
setzliche Erfordernis einer ins einzelne gehenden 
Ertragsberechnung (§§ 129 Abs. 3, 131 Abs. 2 LAG) 
bringt für länger zurückliegende Erlaßzeiträume 
vielfach Beweisschwierigkeiten jeweils verschie- 
dener Art und unterschiedlichen Umfangs mit sich; 
darin liegt eine ständige Gefahr ungleichmäßiger 
und im einzelnen Falle unbilliger Erlaßentscheidun- 
gen. 

Diese Nachteile, denen nur eine Ausschlußfrist vor- 
herigen kann, wurden beim Inkrafttreten des LAG 
und geraume Zeit darüber hinaus in Kauf genom- 
men, weil die im Gesetz vorbehaltenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zur näheren Regelung der 
Erlaßverfahren noch ausstanden. Nachdem die ent- 
sprechenden Bestimmungen ergangen und in der 
Praxis erprobt worden sind — für den Ertragslage- 
erlaß nach § 129 LAG und den Erlaß nach § 132 LAG 
die 17. AbgabenDV-LA vom 3. November 1955 
(BGBl. I S. 704; BStbl. I S. 687), für den Erlaß wegen 
wirtschaftlicher Bedrängnis die VAO zu § 131 LAG 
vom 10. Juli 1956 (BStBl. I S. 347) — , besteht kein 
Grund mehr, auf die aus den eingangs erwähnten 
Gründen dringend erforderliche Ausschlußfrist für 
die Erlaßanträge weiterhin zu verzichten. 

Der Entwurf sieht in Artikel 1 Nr. 1 hinsichtlich des 
Leistungserlasses nach § 129 LAG eine rechtstech- 
nisch unterschiedliche Regelung der Ausschlußfrist 
einerseits für die Erlaßzeiträume seit dem 1. Januar 
1956, andererseits für die Erlaßzeiträume bis zu die- 
sem Zeitpunkt vor. 

a) Für die Erlaßzeiträume seit dem 1. Januar 1956 
soll die Ausschlußfrist durch Rechtsverordnung 
bestimmt werden. Der derzeitige Abwicklungs- 
stand der Abgabe im ganzen erfordert für den 
Erlaßzeitraum 1956 bis 1958 und mindestens noch 
für den nächsten allgemeinen Erlaßzeitraum 
(1959 bis 1961) auch bei der Bemessung der Aus- 
schlußfrist für die Erlaßverfahren die Berück- 
sichtigung von Umständen, deren Gewicht sich 
in der ferneren Zukunft notwendig verringern 
muß. Dabei ist einmal an die noch nicht völlig 
abgeschlossene Veranlagung der Abgabeschul- 
den zu denken, vor allem aber an die Herab- 
setzungsverfahren nach § 104 LAG (Wiederauf- 
bauvergünstigung), deren Abwicklung auf Grund 
der 18. AbgabenDV-LA vom 30. November 1955 
(BGBl. I S. 745; BStBl. I S. 705) erst während des 


3 



Drucksache 1209 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Erlaßzeitraums 1956 bis 1958 beginnen konnte 
und zum Teil wegen der neueren auf § 104 zu- 
rückwirkenden Rechtsetzung auf dem Gebiet des 
Wohnungsbaus (Zweites Wohnungsbaugesetz 
vom 27. Juni 1956; 11. BVO vom 17. Oktober 
1957) erst beginnen kann, wenn der der Bundes- 
regierung vorgelegte Entwurf einer deshalb not- 
wendig gewordenen 24. AbgabenDV-LA (Kabi- 
nettsvorlage des BMF vom 17. Oktober 1958 IV 
C/5 — LA 2583 ■ — 5/58) in Kraft gesetzt sein 
wird. Bei dieser Sachlage empfiehlt es sich, die 
Ausscblußfrist für künftige Erlaßzeiträume einer 
Form zu überlassen, die der Anpassung an künf- 
tig etwa veränderte tatsächliche Verhältnisse 
leichter zugänglich ist, als es eine dem Gesetz 
selbst eingefügte Fristbestimmung wäre. Die 
Einbeziehung der Anträge für den soeben abge- 
laufenen Erlaßzeitraum 1956 bis 1958 in eine 
grundsätzlich für künftige Erlaßzeiträume ge- 
dachte Regelung rechtfertigt sich aus der Erwä- 
gung, daß andernfalls die Ausscblußfrist wegen 
der Bemessung der Erlaßzeiträume auf regel- 
mäßig 3 Jahre (§ 3 Abs. 1 der 17. AbgabenDV- 
LA) allgemein erst Ende des Jahres 1962 wirksam 
werden könnte. 

b) Für die Erlaßzeiträume vor dem 1. Januar 1956 
soll die durch RVO für den Erlaßzeitraum 1956 
bis 1958 bestimmte Ausscblußfrist unmittelbar 
kraft Gesetzes gelten. Der Weg zu einer etwai- 
gen Anpassung der Ausscblußfrist an ein spä- 
teres Abwicklungsstadium der Abgabe braucht 
für die Vergangenheit nicht offengehalten zu 
werden. Die Aufscbubgründe, die sich aus dem 
Stand der Veranlagung oder des Herabsetzungs- 
verfahrens nach § 104 LAG auch noch hinsicht- 
lich früher fällig gewordener Abgabeleistungen 
ergeben können, werden bei der vorgescbla- 
genen Regelung in gleicher Weise berücksich- 
tigt, wie es für den Erlaßzeitraum 1956 bis 1958 
geboten und beabsichtigt ist (vgl. dazu den unten 
wiedergegebenen Inhalt der für die RVO wegen 
der Ausscblußfrist in Aussicht genommenen Be- 
stimmungen). Der Vorschlag bezweckt die ab- 
schließende Bereinigung der für die gesamte 
Vergangenheit der Abgabescbulden noch rück- 
ständigen Erlaßverfahren. Die Ausscblußfrist soll 
deshalb auch für Anträge nach dem Hypotheken- 
gesetz und seinen Durchführungsbestimmungen 
(§ 5 Abs. 4 der 1. HypSicbDV) gelten. Ansprüchen 
auf Leistungserlaß aus der Zeit vor 1953, die bis 
heute nicht geltend gemacht worden sind, dürfte 
zwar häufig der Einwand der Verwirkung ent- 
gegenstehen. Die von der Rechtsprechung hierzu 
entwickelten Grundsätze lassen aber unter be- 
sonderen Umständen die Möglichkeit noch nicht 
verwirkter Erlaßansprüche aus der fraglichen 
Periode offen. Derartige Fälle von der abschlie- 
ßenden Bereinigung auszunehmen, die mit der 
gesetzlichen Ausschlußfrist für die Vergangen- 
heit erzielt werden soll, wäre sachlich nicht ge- 
rechtfertigt. Auf der anderen Seite besteht kein 
Anlaß, bereits verwirkte Ansprüche aufleben zu 
lassen; war bei Beginn der Ausschlußfrist ein 
Erlaß nicht mehr zu gewähren, so soll es dabei 
bleiben. 


Die Rechtsstellung der Abgabepflichtigen, denen die 
Vorschriften der §§ 129, 131 und 132 LAG (bzw. § 5 
Abs, 4 der I. HypSicbDV) zugute kommen, wird 
durch die vorgeschlagene Ausschlußfrist — auch 
soweit sie für die Erlaßzeiträume bis zum 1, Januar 
1956 gelten soll — nicht unzumutbar verschlechtert. 
Steuervorteile, die auf Antrag für bestimmte Zeit- 
spannen mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Situa- 
tion des Steuerobjekts oder des Steuerpflichtigen 
während dieser Zeitspanne gewährt werden, an 
Ausschlußfristen zu binden, ist eine durch das Er- 
fordernis der Rechtssicherheit gebotene Regel. Daß 
diese Regel in den §§ 129, 131, 132 LAG bisher 
außer acht blieb, beruht — wie schon erwähnt — 
ausschließlich darauf, daß das Gesetz hinsichtlich 
der gesamten Erlaßregelung als lex imperfecta er- 
gehen mußte. Berechtigte Bedenken könnten vom 
Standpunkt der Abgabepflichtigen (und materiell 
Erlaßberechtigten) wohl nur gegen eine zu knappe 
Bemessung der Ausschlußfrist erhoben werden. Die 
hierfür in Aussicht genommene Regelung, die als 
Entwurf einer Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung in Kürze vorgelegt werden soll, dürfte indes- 
sen für Bedenken dieser Art keinen Raum lassen. 
Im Grundsatz ist an eine Ausschlußfrist von einem 
Jahr nach Ablauf des allgemeinen Erlaßzeitraums 
gedacht; jedoch soll die Frist nicht früher als 6 Mo- 
nate nach einer öffentlichen Aufforderung zur Stel- 
lung der Erlaßanträge enden. Das würde bedeuten, 
daß Erlaßanträge für 1956 bis 1958 sowie für die 
früheren Erlaßzeiträume mindestens noch bis Ende 
1959 nachgeholt werden können, voraussichtlich 
aber — da die öffentliche Aufforderung erst nach 
Inkrafttreten der vorgesehenen Rechtsverordnung 
ergehen kann — - bis zu einem erst in das Jahr 1960 
fallenden Zeitpunkt. Weitere Fristverlängerungen 
sind für die Fälle noch nicht abgeschlossener Veran- 
lagung der Abgabeschulden oder eines noch nicht 
abgeschlossenen Herabsetzungsverfahrens nach 
§ 104 LAG in Aussicht genommen. Da außerdem 
bei Fristversäumnis die Grundsätze der Abgaben- 
ordnung über Nachsichtgewährung gelten (§ 203 
Abs. 1 LAG i. Verb, mit §§ 86, 87 AO), sind unver- 
schuldete Rechtsverluste der Antragsberechtigten 
von der Einführung der Ausschlußfrist nicht zu be- 
fürchten. 

Nach Artikel 1 Nr. 4 und 6 soll die in Artikel 1 
Nr. 1 für den Ertragslageerlaß nach § 129 LAG vorge- 
sehene Ausschlußfrist aus den gleichen Gründen 
auch für die Erlaßverfahren nach § 131 LAG und 
§ 132 LAG gelten. Da eine unterschiedliche Bemes- 
sung der Frist gegenüber dem Verfahren nach § 129 
LAG nicht gerechtfertigt wäre, genügen insoweit 
Verweisungsvorschriften, die der für die Anträge 
nach § 129 LAG verbindlichen Ausschlußfrist — 
gleichgültig, ob diese erst durch Rechtsverordnung 
bestimmt wird oder ob sie unmittelbar kraft Ge- 
setzes gilt — die entsprechende Anwendung im 
Rahmen des § 131 LAG und des § 132 LAG sichern. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Für die nach § 129 Abs. 4 LAG beim Ertragslage- 
erlaß zu berücksichtigende Eigenkapitalverzinsung 
schreibt schon das Gesetz selbst — und im Anschluß 
daran § 11 der 17. AbgabenDV-LA — eine dreifache 
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Berechnungsform mit der Maßgabe vor, daß der je- 
weils kleinste Betrag abzugsfähig sein soll. Wäh- 
rend die in § 129 Abs. 4 unter Nr. 1 und Nr. 2 er- 
wähnten Berechnungsarten an vorweg bekannte 
Ausgangswerte anknüpfen (nach Nr. 1 Eigenkapital 
als Unterschiedsbetrag zwischen dem Einheitswert 
vom Währungsstichtag und der Summe der Dritt- 
rechte einschließlich HGA im gleichen Zeitpunkt, 
nach Nr. 2 nur der Einheitswert vom Währungs- 
stichtag), muß bei der unter Nr. 3 geforderten Be- 
rechnungsart zunächst als Zwischenwert der Grund- 
stücksüberschuß im Sinne des § 129 Abs, 1 LAG er- 
rechnet und dieser Betrag sodann quotal auf Eigen- 
kapital und HGA verteilt werden. Das bedingt für 
jedes Erlaßverfahren nach § 129 LAG — außer in 
den Fällen des öffentlich geförderten und des 
steuerbegünstigten Wohnungsbaus, für die allein 
die im letzten Satz des § 129 Abs. 4 LAG bezeich- 
nete Berechnungsart gilt — eine zweistufige Er- 
tragsberechnung (Ermittlung des Grundstücksüber- 
schusses ohne Zinsanteil für Eigenkapital in der 
ersten Stufe, seine Verteilung mit dem Ergebnis 
eines berichtigten „Reinertrags" in der zweiten 
Stufe). Diese zusätzliche Komplizierung der ohnehin 
nicht einfachen Ertragsberechnung ist entbehrlich. 
Der Aufkommenszuwachs, den der nach Nr. 3 er- 
rechnete Betrag im Falle seines Zurückbleibens hin- 
ter dem Grenzwert aus den beiden anderen Be- 
rechnungsarten erbringen kann, steht nach den Er- 
fahrungen der Praxis in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu dem durch die dritte Berechnungsart für 
sämtliche Erlaßverfahren des § 129 LAG (außer im 
Bereich des öffentlich geförderten und des steuer- 
begünstigten Wohnungsbaus) verursachten Verwal- 
tungsmehraufwand. Der Entwurf sieht deshalb — 
entsprechend der für das Ubergangsjahr 1952 schon 
in § 7 Abs. 1 der 7. AbgabenDV-LA getroffenen Re- 
gelung — die ersatzlose Streichung des § 129 Abs. 4 
Nr. 3 LAG vor. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die bisherige Fassung des § 129 Abs. 7 LAG — 
Reihenfolge beim Erlaß der einzelnen Abgabelei- 
stungen — hat sich wegen der seit 1953 zur Regel 
gewordenen Ausdehnung des allgemeinen Erlaßzeit- 
raums auf drei Jahre (§ 3 Abs. 1 der 17. Abga- 
benDV-LA) als unzulänglich erwiesen. Sachlich ge- 
rechtfertigt bleibt der den Anrechnungsgrundsätzen 
des bürgerlichen Rechts (§ 367 Abs. 1 BGB) entspre- 
chende Erlaß der Zinsanteile vor den Tilgungsantei- 
len. Fehlerhaft ist dagegen — bei dreijährigen Er- 
laßzeiträumen — die ergänzende Anknüpfung allein 
an den Grundbuchrang der für die Abgabeschuld 
maßgeblichen RM- Verbindlichkeit (§ 129 Abs. 7 
Satz 2 in der bisherigen Fassung) ohne Rücksicht 
auf den Fälligkeitszeitpunkt der einzelnen Abgabe- 
leistungen. Sind nach der Ertragslage die rückständi- 
gen Zinsen nur zum Teil (oder diese zwar ganz, 
aber die rückständigen Tilgungsanteile nur zum 
Teil) zu erlassen, so kann das geltende Recht dazu 
führen, daß die von der Erlaßmaßnahme nicht be- 
troffenen Zins- oder Tilgungsrückstände dennoch 
durch Verjährung oder durch Rangverlust in der 
Liegenschaftsvollstreckung (§§ 10, 155 ZVG) aus- 
fallen. Die Gefahr solcher Einbußen läßt sich nur 


dadurch mindern, daß bei einem Teilerlaß hinsicht- 
lich der Zinsrückstände und entsprechend bei einem 
über sämtliche Zinsrückstände hinaus auf einen 
Teil der Tilgungsrückstände erstreckten Erlaß die 
früher fällig gewordene Leistung vor der später 
fällig gewordenen erlassen wird. Gegenüber dem 
Prioritätsgrundsatz in diesem Sinne muß der 
Rückgriff auf die Rangstelle der RM-Verbindlichkeit 
schon deshalb zurücktreten, weil das Gesetz die Ab- 
gabeschulden der HGA vom (Grundbuch- und Be- 
friedigungs-) Rang der zugrunde liegenden RM-Ver- 
bindlichkeiten ausdrücklich trennt (§§ 111 bis 113 
LAG). 

Der Entwurf trägt mit dem Vorschlag einer Neu- 
fassung der ersten beiden Sätze des § 129 Abs. 7 
LAG den vorstehenden Erwägungen Rechnung. Der 
durchgängige Vorrang der Erlaßwirkung für die 
Zinsrückstände vor den Tilgungsrückständen soll — 
auch bei einer Mehrheit von Abgabeschulden — er- 
halten bleiben (Satz 1 der Neufassung). Bei einem 
Teilerlaß sollen die jeweils älteren Zinsrückstände 
vor den jüngeren erlassen werden; der Rang der 
RM-Verbindlichkeit soll die Reihenfolge des Erlas- 
ses nur für gleichzeitig fällig gewordene Rückstände 
bestimmen (Satz 2 der Neufassung). Die in Satz 2 
der Neufassung für Zinsrückstände vorgeschlagene 
Reihenfolge soll bei einem Erlaß, der über die Zin- 
sen hinaus einen Teil der Tilgungsleistungen er- 
faßt, entsprechend auch für Tilgungsrückstände gel- 
ten (Satz 3 der Neufassung). 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Nach § 131 Abs. 2 LAG in der bisherigen Fassung 
gelten beim Erlaß wegen wirtschaftlicher Bedräng- 
nis des Abgabeschuldners für eine hierzu erforder- 
liche Ertragsberechnung uneingeschränkt dieselben 
Grundsätze wie für die Ertragsberechnung im Rah- 
men des § 129 LAG. Das bedeutet, daß beim Erlaß 
nach § 131 LAG in gleicher Weise wie beim Ertrags- 
lageerlaß des § 129 LAG sowohl eine Eigenkapital- 
verzinsung nach Maßgabe des § 129 Abs. 4 LAG 
(i. Verb, mit § 11 der 17. AbgabenDV-LA) als auch 
eine Abschreibung nach den Grundsätzen des Ein- 
kommensteuerrechts (§ 7 der 17. AbgabenDV-LA) 
anerkannt werden muß. Das Ergebnis ist mit dem 
Schutzgedanken des § 131 LAG nicht vereinbar. 

§ 131 LAG setzt voraus, daß das Grundstück des 
Abgabeschuldners einen Ertrag abwirft, der die im 
Erlaßzeitraum fälligen HGA-Leistungen ganz oder 
wenigstens zum Teil deckt (andernfalls Voll- oder 
Teilerlaß schon nach § 129 LAG). Auf die Inan- 
spruchnahme dieser Uberschußbeträge für die HGA- 
Leistungen darf nach § 131 LAG nur insoweit ver- 
zichtet werden, wie der Abgabepflichtige nachweist, 
daß er unter Ausschöpfung sämtlicher — auch 
grundstücksfremder — Einkünfte und geldwerter 
Vorteile während des Erlaßzeitraums die für eine 
bescheidene Lebensführung unerläßlichen Mittel 
ohne Zuhilfenahme des Grundstücksüberschusses 
nicht aufbringen könnte (§ 131 Abs. 1 LAG). Dieser 
Maßstab fordert die strenge Beschränkung auf den 
Grundsatz der Geldrechnung. Denn ob die dem Ab- 
gabepflichtigen einschließlich der Grundstücks- 
erträge insgesamt verfügbaren Mittel den für eine 
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bescheidene Lebensführung unerläßlichen Grenzwert 
erreichen oder überschreiten, läßt sich nur durch 
Gegenüberstellung der tatsächlich verfügbaren Ein- 
künfte und der tatsächlichen Aufwendungen wäh- 
rend des Erlaßzeitraums ermitteln. 

Der Entwurf sieht aus diesem Grunde eine berich- 
tigende Ergänzung des § 131 Abs. 2 LAG in doppel- 
ter Hinsicht vor. 

a) Der Abzug von Eigenkapitalzinsen soll bei einer 
Ertragsberechnung im Rahmen des § 131 LAG 
unterbleiben. Wenn das Grundstück — wie in 
allen Fällen, in denen sich der Leistungserlaß 
allein nach § 131 LAG bestimmt — einen zur 
Deckung der fälligen HGA-Leistungen hinrei- 
chenden Reinertrag abwirft, mithin lediglich zu 
prüfen bleibt, ob die Entrichtung der HGA-Lei- 
stungen aus dem Grundstücksertrag dem Abga- 
bepflichtigen nach seiner gesamten Vermögens- 
und Einkunftslage die für eine bescheidene Le- 
bensführung unerläßlichen Mittel entziehen 
würde, besteht im Rahmen dieser Rechnung kein 
Grund mehr, den zur Verfügung stehenden 
Grundstücksertrag (als Teilposten der Gesamt- 
einkünfte) um die bei Ertragsschwäche gewähr- 
ten Eigenkapitalzinsen zu erhöhen. Mit den 
Eigenkapitalzinsen war bisher dem Verfahren 
nach § 131 LAG ein Rechnungsposten eingefügt, 
der die verfügbaren Beträge jeweils unabhängig 
vom Lebensbedarf des Abgabepflichtigen und 
obendrein in unterschiedlichem Maße verändert. 

b) An die Stelle der für das Ertragslageverfahren 
des § 129 LAG in § 7 der 17. AbgabenDV-LA 
zugelassenen Abschreibung (Absetzung für Ab- 
nutzung — AfA — im Sinne von § 7 EStG bzw. 
Abschreibung im Sinne von § 19 der I. BVO 
vom 20. November 1950) soll beim Leistungs- 
erlaß nach § 131 LAG der Abzug der Tilgungslei- 
stungen für sämtliche Rechte treten, deren Zin- 
sen im Ertragslageverfahren abzugsfähig sind 
(§ 129 Abs. 2, § 130 LAG i. Verb, mit § 10 der 
17. AbgabenDV-LA). 

Die Abschreibung (AfA) läßt sich schon begriff- 
lich als Wertminderungspauschale einer reinen 
Geldrechnung nicht ohne weiteres einfügen. Ihre 
Zugehörigkeit wurde daher bereits für das Er- 
laßverfahren wegen Ertragsschwäche des Grund- 
stücks in ständiger Rechtsprechung verneint, so- 
lange der Grundsatz der Geldrechnung für dieses 
Verfahren ohne Einschränkung anerkannt wurde; 
BFH. Urteil vom 25, September 1953 III 86^53 S 
(BStBl. 1953 ITT S. 304), Urteil vom 6. November 
1953 III 98/53 U (BStBl. 1953 III S. 362). Urteil vom 
11. Dezember 1953 III 143/53 U (BStBl. 1954 III 
S. 35). Die ausdrückliche Zubilligung der AfA für 
das Erlaßverfahren nach § 129 LAG gemäß § 7 
der 17. AbgabenDV-LA stellt das von der Recht- 
sprechung entwickelte Ergebnis nicht in Frage. 
Maßgeblich war vielmehr die Erwägung, daß der 
Gesetzgeber in § 129 LAG — trotz der mit dem 
früheren Recht übereinstimmenden Wendung 
„ . . . nicht aufgebracht werden können" — den 
Grundsatz der Geldrechnung selbst gelockert 
habe. Die amtliche Begründung zum Entwurf der 
17. AbgabenDV-LA verweist dazu auf die Bin- 


dung der Ertragsberechnung nach § 129 LAG an 
die Grundsätze der I. BVO vom 20. November 
1950 (§ 129 Abs. 3 Satz 2 i. Verb, mit § 104 Abs. 4 
Nr. 3 LAG), deren § 19 die Abschreibung zuließ, 
sowie auf die in § 129 Abs. 1 LAG vorgeschrie- 
bene Abgrenzung des Leistungserlasses allein 
„nach Maßgabe der Ertragsberechnung". 

Im Rahmen des § 131 LAG kann eine derartige Ein- 
schränkung des Grundsatzes der Geldrechnung nicht 
in Kauf genommen werden, soweit dadurch der 
Leitgedanke einer ausschließlich dem Maßstab der 
bescheidenen Lebensführung unterworfenen Unter- 
haltsgarantie (§ 131 Abs. 1 LAG) beeinträchtigt 
wird. Das ist der Fall, wenn und soweit die AfA 
über ein bloßes Äquivalent wirklicher — und nicht 
schon anderweit in der Ertragsberechnung berück- 
sichtigter — Aufwendungen für das Grundstück hin- 
ausreicht. Der laufende Aufwand aus der der HGA 
vorgehenden Grundstücksverschuldimg wird bei der 
Ertragsberechnung des § 129 LAG formal nur mit 
dem Zinsanteil berücksichtigt (§ 129 Abs. 2, § 130 
LAG i. Verb, mit § 10 der 17. AbgabenDV-LA); die 
Last des nicht eigens angesetzten Tilgungsanteils 
ist materiell durch die AfA gedeckt. Wenn also die 
AfA als solche im Bereich des § 131 LAG dem hier 
allein maßgeblichen Grundsatz der Geldrechnung 
zu weichen hat, so muß statt ihrer die in den Erlaß- 
zeitraum fallende Amortisationsquote in gleichem 
Maße wie die Zinslast berücksichtigt werden; denn 
insoweit handelt es sich um echte Aufwendungen, 
die in einer Geldrechnung nicht außer Betracht blei- 
ben dürfen. Soweit dagegen die AfA die Amorti- 
sationslast übersteigt, entspricht ihr kein wirklicher 
Ausgabeposten; zu diesem Teil bleibt daher in 
einem Erlaßverfahren, das den Verzicht auf vor- 
handene und geschuldete Grundstückserträqe einzig 
vom Zufluß der zu einer bescheidenen Lebensfüh- 
rung unerläßlichen Mittel abhängig macht, kein 
Raum für einen weiteren Abgabevorteil unter dem 
Gesichtspunkt einer pauschalisierten Wertminderung 
des Abgabeobjekts. 

Dazu kommt eine weitere Erwägung. Zu den Be- 
lastungen, deren Tilgung aus der AfA bestritten 
wird, gehören neben den privatrechtlichen Belastun- 
gen auch die an deren Stelle getretenen Abgabe- 
schulden der HGA. Unter diesen Umständen ist ein 
für die Tilgung der privatrechtlichen Belastungen 
nicht verbrauchter und daher für die Tilgung der 
HGA verfügbarer Mehrbetrag der AfA ungeeignet, 
zu einem höheren Erlaß nach § 131 LAG zu führen. 

Zu Artikel 1 Nn 7 

Die Möglichkeit, unlohnenden Verwaltungsaufwand 
auf Abgabeschulden, die eine bestimmte Baaatell- 
grenze nicht übersteigen, durch kurzfristige Fällig- 
stellung des Abgabebetrages zu ersparen, bestimmt 
sich auf dem Gebiet der HGA bisher allein nach der 
für sämtliche LA-Abgaben geltenden Vorschrift des 
§ 200 LAG. Danach kann die vorzeitige Ablösung — 
gegen einen zusätzlichen Nachlaß von 20 v. H. des 
Ablösungswerts — nur bei Abgabeschulden ver- 
langt werden, deren Ablösungswert am 1. April 1952 
nicht mehr als 100 DM betrug. Die unter § 200 LAG 
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fallenden Abgabetatbestände sind bis auf wenige 
Ausnahmefälle, in denen sich ein entsprechender 
Bagatellbetrag erst nachträglich aus einer rückwir- 
kenden Ermäßigung aufgrund späterer Rechtsvor- 
schriften ergibt, auch im Bereich der HGA abge- 
wickelt. 

Die fortschreitende Tilgung der Abgabeschulden 
führt in zunehmendem Maße zu Restbeträgen, die 
wegen ihrer Geringfügigkeit den mit ihrer planmä- 
ßigen Bedienung verbundenen Verwaltungsaufwand 
nicht mehr lohnen. Für das Gebiet der Vermögens- 
abgabe ist daher bereits im 8. AndG LAG vom 
26. Juli 1957 (BGBl. I S. 809) die Ermächtigung ge- 
schaffen worden, Bestimmungen über den Eintritt 
der Fälligkeit kleiner Abgabeschulden durch Rechts- 
verordnung zu treffen, soweit § 200 LAG nicht an- 
wendbar ist (§ 78 Abs. 2 Nr. 5 LAG i. d, F. des 
8. AndG LAG). 

Der Entwurf schlägt eine gleichartige Regelung für 
das Gebiet der HGA vor. Die Eingliederung der Er- 
mächtigung in den Zusammenhang des § 141 LAG 
(„Durchführung der Vorschriften über die Hypothe- 
kengewinnabgabe") entspricht der bei der Ergän- 
zung des § 78 LAG („Durchführung der Vorschrif- 
ten über die Vermögensabgabe") befolgten Syste- 
matik. Als besondere Vergünstigung, die für die 
Ablösung vorzeitig fälliggestellter Kleinbeträge ge- 
währt werden soll, dürfte im Bereich der HGA 
analog der Regelung in § 200 LAG ein Nachlaß von 
20 V. H. in Betracht kommen. 


Zu Artikel 2 

Von dem üblichen Zeitpunkt des Inkrafttretens er- 
scheint eine Ausnahme für die Bestimmungen in 
Artikel 1 Nr. 2 und 5 angezeigt. Der Entwurf sieht 
deren Anwendung bereits für den Erlaßzeitraum 
1959 bis 1961 vor, weil sie andernfalls erst im Jahre 
1965 (nach Ablauf des Erlaßzeitraums 1962 bis 1964) 
wirksam werden könnten. 

Gegen die kurzfristige formale Rückwirkung, die 
sich daraus ergibt, daß der Entwurf erst während 
des Erlaßzeitraums 1959 bis 1961 in Kraft treten 
kann, dürften im Hinblick auf die Erstreckung der 
Erlaßzeiträume über drei Jahre keine Bedenken be- 
stehen. Erlaßentscheidungen für den ersten einbe- 
zogenen Zeitraum können frühestens zu Beginn des 
Jahres 1962 ergehen. Den Abgabepflichtigen bleibt 
bei dieser Sachlage hinreichend Zeit, die in Artikel 1 
Nr. 2 und 5 vorgeschlagenen Rechtsänderungen noch 
während des laufenden Erlaßzeitraums bei etwaigen 
eigenen Dispositionen zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 3 bis 5 

Die Vorschriften der Artikel 3 und 4 sehen in der 
üblichen Weise die Anwendung des Gesetzes in 
Berlin und seine Nichtanwendung im Saarland vor. 
Artikel 5 läßt das Gesetz am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden 
Bund, Länder und Gemeinden mit Kosten nicht 
belastet. 
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